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Herbstkonferenz 

11. und 12. November 2021 

Beschluss 

TOP I. 6  Bericht der Arbeitsgruppe "Vorauswahlliste Insolvenz-

verwalterinnen und Insolvenzverwalter" 

 

Berichterstattung:  Berlin, Brandenburg, Hamburg, Nordrhein-Westfalen, 

Schleswig-Holstein 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister nehmen den Bericht der Ar-

beitsgruppe "Vorauswahlliste Insolvenzverwalterinnen und Insolvenz-

verwalter" zur Kenntnis. 

 

2. Sie teilen die Einschätzung, dass die derzeitige Rechtslage, nach der 

es grundsätzlich der einzelnen Insolvenzrichterin oder dem einzelnen 

Insolvenzrichter obliegt, eine eigene Vorauswahlliste für Insolvenzver-

walterinnen und Insolvenzverwalter zu erstellen und zu pflegen, zu ei-

nem unbefriedigenden, durch Uneinheitlichkeit geprägten Zustand ge-

führt hat. Die Justizministerinnen und Justizminister sehen insofern ge-

setzgeberischen Handlungsbedarf. 

 

3. Die Justizministerinnen und Justizminister stimmen den von der Ar-

beitsgruppe erzielten Ergebnissen insbesondere darin zu, dass eine 

zentrale (nach bundeseinheitlichen Kriterien geführte) Vorauswahlliste 

geschaffen und durch eine behördliche Stelle geführt werden sollte. 
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4. Die Justizministerinnen und Justizminister bitten die Bundesministerin 

der Justiz und für Verbraucherschutz, einen Gesetzentwurf zur Schaf-

fung einer zentralen, durch eine behördliche Stelle geführten Voraus-

wahlliste für Insolvenzverwalterinnen und Insolvenzverwalter vorzule-

gen, und dabei auch die von der Arbeitsgruppe weiter erzielten Ergeb-

nisse zu berücksichtigen. 


